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Abréviations

VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und
Sport

AUNS Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz
NGO Nichtregierungsorganisation
EU Europäische Union
EVD Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
EWR Europäischer Wirtschaftsraum
DEZA Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit
SBB Schweizerische Bundesbahnen
SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
SGV Schweizerischer Gewerbeverband
NATO North Atlantic Treaty Organization
UNHCR Hoher Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen
ARK Schweizerische Asylrekurskommission
SBV Schweizerischer Bauernverband
IKRK Internationales Komitee vom Roten Kreuz

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

ASIN Action pour une Suisse Indépendante et Neutre
ONG Organisation non gouvernementale
UE Union européenne
DFE Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
EEE l'Espace économique européen
DDC Direction du développement et de la coopération
CFF Chemins de fer fédéraux suisses
USS Union syndicale suisse
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
USAM Union suisse des arts et métiers
OTAN L'Organisation du traité de l'Atlantique nord
HCR Haut Commissariat des Nations unies pour les réfugiés
CRA Commission suisse de recours en matière d'asile
USP Union Suisse des Paysans
CICR Comité international de la Croix-Rouge
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Chronique générale

Eléments du système politique

Problèmes politiques fondamentaux

Expositions nationales et universelles

Im Nationalrat, welcher die Vorlage als Erstrat in der Wintersession behandelte,
informierte zuerst die Sprecherin der Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur,
Jacqueline Fehr (sp, ZH), über den Stand der Planung: Am 20. Oktober hatte das neue
„Comité directeur“ unter dem Vorsitz von Nationalrat Steinegger (fdp, UR) seine Arbeit
aufgenommen. Es hatte der Expo-Direktion den Auftrag erteilt, das Budget für eine
Expo im Jahre 2002 in der Dreiseenregion in einem Umfang von 1 Mia Fr. auszuarbeiten.
Die Ausstellungsleitung machte sich in der Folge daran, im Rahmen dieser Vorgabe zwei
Konzepte abzuklären: einerseits wie vorgesehen die vier „Arteplages“ in Biel, Murten
(FR), Neuenburg und Yverdon (VD) und andererseits Varianten für eine mehr
zentralisierte Ausstellung. Im Ratsplenum lagen drei Rückweisungs- und ein
Nichteintretensantrag vor. Die Grüne Teuscher (BE) begründete ihren
Nichteintretensantrag damit, dass es angesichts der staatlichen Sparpolitik nicht
angehe, weitere 250 Mio Fr. für eine Expo auszugeben, die im Gegensatz zum
ursprünglichen Konzept nur noch eine überdimensionierte Leistungsschau der
schweizerischen Wirtschaft sein werde. Ein von der SVP-Fraktion unterstützter
Rückweisungsantrag verlangte nach einer Vorlage, welche die beiden Alternativen
Abbruch oder Verschiebung auf das Jahr 2005 enthält. Zwei weitere
Rückweisungsanträge verlangten eine Halbierung der Kosten (Hess, sd, BE) resp. eine
Dezentralisierung auf alle vier Sprachregionen der Schweiz (Maspoli , lega, TI). Die
Fraktionen der drei übrigen Bundesratsparteien und der LP äusserten ebenfalls heftige
Kritik am alten Expo-Management; da jedoch die neuen Verantwortlichen zu Hoffnung
auf ein Gelingen Anlass geben würden, unterstützten sie den Nachtragskredit. Die
Rückweisungs- und Nichteintretensanträge vermochten nicht mehr als maximal 36
Stimmen auf sich zu vereinigen und unterlagen damit deutlich. Auf Antrag der
Kommission wurde vom Nationalrat noch eine Bestimmung aufgenommen, welche die
Expo-Leitung verpflichtet, der Eidgenössischen Finanzkontrolle und der
Finanzdelegation der eidgenössischen Räte vierteljährlich Bericht über die
Gesamtentwicklung und die Finanzlage zu erstatten, wobei diese beiden Gremien
uneingeschränkt Einsicht in die erforderlichen Dokumente erhalten. In der
Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die Vorlage gegen den Widerstand von
Mehrheiten der SVP und der GP mit 133:39 Stimmen an. Der Ständerat hiess den
Nachtragskredit bei drei Gegenstimmen gut. Kritisch äusserte sich vor allem Brändli
(svp, GR), der betonte, dass der Bund unter Umständen zusätzlich auch noch das im
Hayek-Bericht erwähnte Restrisiko von mindestens 170 Mio Fr. werde zu tragen haben. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 06.12.1999
HANS HIRTER

Ordre juridique

Droit de cité

Der Nationalrat nahm in der Sommersession die Beratungen über die Ende 2001 vom
Bundesrat vorgeschlagene Revision der Einbürgerungsbestimmungen auf und setzte
sie in der Herbstsession fort. Nichteintretensanträge von Maspoli (lega, TI) und Hess (sd,
BE) wurden mit 125:32 Stimmen abgelehnt. Eine von der SVP unterstützte
Kommissionsminderheit bekämpfte die vom Bundesrat im Hinblick auf eventuelle
Referenden und Volksabstimmungen vorgenommene Unterteilung der Reform in
einzelne Teilvorlagen. Sie beantragte die Rückweisung an den Bundesrat mit dem
Auftrag, anstelle der vorliegenden drei Gesetzesrevisionen (automatische Einbürgerung,
erleichterte und ordentliche Einbürgerung, Beschwerderecht) und zwei
Verfassungsrevisionen (erleichterte resp. automatische Einbürgerung) nur je eine
Vorlage auf Gesetzes- und Verfassungsebene vorzulegen. Auch dieser
Rückweisungsantrag wurde mit 122:36 Stimmen deutlich verworfen.

In der Detailberatung geriet die vom Bundesrat vorgeschlagene und von der CVP und
den Liberalen unterstützte Verkürzung der minimalen Wohnsitzdauer für die
ordentliche Einbürgerung von zwölf auf acht Jahre von zwei Seiten unter Beschuss,
konnte sich aber durchsetzen: SP und Grüne verlangten eine Reduktion auf sechs
Jahre, die SVP und eine klare Mehrheit der FDP wollten die bisherigen zwölf Jahre
beibehalten. Bei den Bestimmungen über die erleichterte Einbürgerung von in der

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 16.09.2002
HANS HIRTER
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Schweiz aufgewachsenen Ausländern lehnte der Rat die von der SVP beantragte
Verschärfung ab, dass diese nur für Personen gelten soll, die in der Schweiz geboren
sind, und nicht auch für diejenigen, welche mindestens fünf Jahre der obligatorischen
Schulzeit in der Schweiz absolviert haben. In der Gesamtabstimmung unterstützten die
SP, die FDP, die CVP, die GP und die LP die neuen Bestimmungen über die ordentliche
und die erleichterte Einbürgerung ohne Gegenstimme, die SVP lehnte sie mit 38:5
Stimmen ab.

Bei der vom Bundesrat vorgeschlagenen Neuerung, dass Kinder der so genannt dritten
Generation automatisch eingebürgert werden sollen, war der Widerstand stärker.
Gemäss der Definition des Bundesrates handelt es sich dabei um Kinder, bei denen
mindestens ein Elternteil während fünf Jahren die obligatorischen Schulen in der
Schweiz besucht hat und bei der Geburt des Kindes seit mindestens fünf Jahren eine
Aufenthalts- oder Niederlassungsbewilligung besitzt. Die SVP lehnte diese Neuerung
rundweg ab. Bei der CVP und der FDP gab es Bedenken, dass damit die Rechte der
Eltern beeinträchtigt würden. Beispielsweise würden damit bei Familien aus Staaten,
welche die Doppelbürgerschaft verbieten, die Kinder automatisch eine andere
Staatsangehörigkeit erhalten als ihre Eltern. Die FDP sprach sich deshalb für ein Recht
auf Einbürgerung aus, das aber nicht automatisch erteilt würde, sondern nur auf
Gesuch der Eltern. Durchgesetzt hat sich schliesslich die von der CVP vorgeschlagene
Variante, dass die Eltern bei der Geburt auf die Bürgerrechtserteilung verzichten
können, und das Kind diese Erklärung bei Erreichen der Volljährigkeit widerrufen kann.
Schliesslich stimmte der Nationalrat dem Beschwerderecht gegen als willkürlich oder
diskriminierend empfundene kommunale Einbürgerungsentscheide gegen den
Widerstand der SVP und einer Mehrheit der FDP-Fraktion zu. Nach Abschluss der
Beratungen erklärte die SVP-Fraktion, dass sie gegen alle drei Gesetzesrevisionen das
Referendum ergreifen werde. 2

Droits fondamentaux

Das Bundesgerichtsurteil zur Auslegung des Antirassismusgesetzes, das im Vorjahr zu
heftigen Diskussionen Anlass gegeben hatte, beschäftigte das Parlament auch im
Berichtsjahr. Die von der SVP-Fraktion und von Nationalrat Hess (sd, BE) eingereichten
Motionen für die Streichung des Antirassismusgesetzes wurden zwar noch nicht
behandelt. Der Ständerat befasste sich aber mit einer weniger weit gehenden Motion
Germann (svp, SH), welche verlangte, dass rassistische Äusserungen nur dann strafbar
sein sollen, wenn sie den öffentlichen Frieden ernsthaft gefährden. Auf Antrag der
Regierung lehnte der Ständerat diese Lockerung des Gesetzes ab. Der Bundesrat
erklärte, dass er das Bundesgerichtsurteil so interpretiere, dass Diskussionen am
Stammtisch nicht unter den Strafartikel fallen, solange sich die Beteiligten gut kennen
und ihre Voten nicht mühelos auch von Dritten wahrgenommen werden können. 3

MOTION
DATE: 17.03.2005
HANS HIRTER

Einmal mehr sprach sich das Parlament gegen die Revision der Anti-Rassismus-Norm
im Strafgesetz aus. Die von Hess (sd, BE) im Jahr 2004 eingereichte Motion für eine
ersatzlose Streichung fand im Nationalrat keine Gnade. Er schrieb sie wegen Ablauf der
Behandlungsfrist diskussionslos ab. Der Bundesrat hatte zuvor ihre Ablehnung
beantragt. 4

MOTION
DATE: 06.10.2006
HANS HIRTER

Die 2007 von den Schweizer Demokraten lancierte Volksinitiative für die Abschaffung
des Antirassismusgesetzes kam nicht zustande. Die nur von der Freiheitspartei und der
PNOS, nicht aber von der SVP unterstützte SD vermochte nicht genügend
Unterschriften zu sammeln. Eine parlamentarische Initiative Hess (sd, BE) zur
ersatzlosen Streichung der Rassismusstrafnorm lehnte der Nationalrat in der
Frühjahrssession ab. Für diese Initiative hatte sich die SVP ausgesprochen. 5

AUTRE
DATE: 03.02.2012
HANS HIRTER
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Elections

Elections fédérales

Bei den kleineren Parteien zogen die auf nationaler Ebene neu gegründeten
Grünliberalen mit 1,4% nationalem Wähleranteil auf Anhieb mit drei Mandaten, die sie
alle im Kanton Zürich gewannen, in die grosse Kammer ein. Federn lassen mussten
dagegen die anderen kleinen Parteien. Die EVP verlor ihren aargauischen
Nationalratssitz und erreichte noch zwei Sitze, dies bei einem Wähleranteil von 2,4%.
Die CSP erreichte wie 2003 einen Sitz im Nationalrat mit Hugo Fasel im Kanton
Freiburg. Ihre gesamtschweizerische Parteistärke lag bei 0,4%. Die LP schaffte es nicht,
die in den vergangenen Wahlen verlorenen Sitze zurückzuerobern, sie erreichte mit
einem Wähleranteil von 1,9% nur 4 Mandate. Das Ergebnis von 2007 war das
schlechteste, das sie in den letzten sechzig Jahren hatte hinnehmen müssen. Auf der
linken Seite des Parteienspektrums verlor die PdA einen ihrer zwei Sitze, ihre nationale
Parteistärke lag bei 0,7%. Gewählt wurde nur noch Huguenin (VD), die allerdings
zugunsten von Zisyadis (VD) auf ihren Sitz verzichtete. Der einzige Vertreter von
Solidarités (0,4% Wähleranteil), Pierre Vanek (GE), wurde abgewählt. Die kleinen
rechten Oppositionsparteien schnitten schlecht ab. So verlor die EDU einen Sitz, den
von Markus Wäfler im Kanton Zürich, und hat damit mit Christian Waber (BE) nur noch
einen Vertreter im Nationalrat. Der Stimmenanteil der EDU lag bei 1,3%. Die Schweizer
Demokraten mussten gar den Verlust ihres letzten Nationalratssitzes (Hess, BE)
hinnehmen. Nach einem kontinuierlichen Niedergang erzielten sie mit 0,5%
Wähleranteil das schlechteste Ergebnis ihrer Geschichte. Die FPS, die 2003 keine
Vertretung im Nationalrat mehr erreicht hatte, blieb auch 2007 erfolglos. Die Lega
erreichte trotz eines höheren Wähleranteils als 2003 (0,6% statt 0,4%) keine
zusätzlichen Sitze und schickt weiterhin einen Vertreter, Attilio Bignasca, nach Bern. 6

ÉLECTIONS
DATE: 21.10.2007
SABINE HOHL

Auch im Kanton Bern musste die SP massive Verluste hinnehmen. Sie verlor 2 ihrer
zuvor 8 Sitze und erreichte nur noch 21,2% Wähleranteil, 2003 waren es noch 27,9%
gewesen. Die SVP konnte mit einem Wähleranteil von 33,6% (2003: 29,6%) um 2 Sitze
auf 10 Sitze zulegen. Die FDP blieb mit 15,1% bei vier Sitzen, wobei Marc F. Suter (fdp)
abgewählt und durch den jungen Christian Wasserfallen (fdp) ersetzt wurde. Die
Vertreter von EVP, EDU und CVP konnten ihre jeweiligen Sitze halten. Abgewählt wurde
dagegen der letzte SD-Vertreter im Nationalrat, Bernhard Hess. 7

ÉLECTIONS
DATE: 21.10.2007
SABINE HOHL

Politique étrangère

Relations avec l'UE

Faisant suite à son examen par le Conseil des Etats fin 2005, le projet de loi fédérale
sur la coopération avec les Etats d’Europe de l’Est a été examiné par le Conseil
national lors de la session de printemps. La poursuite de cette coopération au
développement n’a pas été contestée. En revanche, la base légale au milliard de francs
destiné à soutenir l’effort de cohésion de l’UE élargie a été contestée. Quatre
propositions de minorité se sont opposées de manière différenciée au projet de loi en
question. Une minorité Wobmann (udc, SO) a proposé de ne pas entrer en matière, ce
que demandait également le conseiller national Bernhard Hess (ds, BE). Deux minorités
ont demandé au plénum de renvoyer le projet de loi au Conseil fédéral, en le chargeant
toutefois de tâches différentes. La minorité Schlüer (udc, ZH) a proposé de renvoyer le
projet au gouvernement en le chargeant de demander à l’UE des contre-prestations
pour le paiement de ce milliard de francs : 1) éviter toute discrimination de l’aéroport
Zurich-Kloten par rapport aux autres aéroports internationaux européens, notamment
en ce qui concerne l’exploitation et les possibilités d’approche ; 2) respecter, sur le
long terme, le secret bancaire suisse tel qu’il est fixé dans le cadre de l’accord sur la
fiscalité et l’épargne (refus de l’échange automatique d’informations) ; 3) respecter la
souveraineté de la Suisse en matière fiscale, en particulier celle des cantons. Le député
Zisyadis (pdt, VD) a, quant à lui, demandé le renvoi au Conseil fédéral, en chargeant ce
dernier de revenir avec une proposition de loi qui respecte les objectifs fondamentaux
des fonds structurels européens de tous les pays de l’UE (25 Etats). De nombreux
orateurs des autres partis politiques s’étant inquiétés du financement du milliard de
francs, la conseillère Micheline Calmy-Rey a déclaré que le Conseil fédéral donnerait
des précisions sur son financement et soumettrait deux demandes de crédits : l’une
pour l’aide aux pays de l’Est proprement dit et l’autre pour le financement du milliard
de cohésion. Elle a en outre confirmé que ce dernier serait compensé sans incidence

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 24.03.2006
ELIE BURGOS
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budgétaire auprès du DFE et du DFAE, et que l’aide au développement des pays les plus
pauvres n’en pâtirait pas. Les propositions de non-entrée en matière ont toutes deux
été refusées par 129 voix contre 45, l’UDC étant le seul parti gouvernemental à rejeter
l’entrée en matière en bloc. Les propositions Schlüer et Zisyadis ont, quant à elles, été
rejetées au plénum par 127 voix contre 48, et 143 voix contre 9, respectivement.

Lors de la discussion article par article, le plénum a émis quelques petites divergences
par rapport au Conseil des Etats. Il a par exemple suivi la proposition de la majorité de
la commission visant à faire de la loi, de manière explicite, un outil de politique
extérieure et de politique économique extérieure. Au vote sur l’ensemble, le projet a
été adopté par 116 voix contre 40, l’UDC dans sa grande majorité se prononçant à
nouveau contre celui-ci.

Bien que le Conseil des Etats ait émis des critiques concernant la distinction opérée
par la chambre basse entre politique extérieure et politique économique extérieure, il a
éliminé les dernières divergences qui les opposaient. Au vote final, le Conseil des Etats
a adopté le projet de loi par 37 voix contre 1, et le Conseil national par 127 voix contre
53, l’UDC se prononçant toutefois massivement contre le projet de loi. 8

Bons offices

En tant que première chambre, le Conseil national a traité ces objets lors de la session
de printemps de l’année sous revue. Lors du débat d’entrée en matière, une minorité
de la commission, emmenée par le Zurichois Ueli Schlüer (udc), a recommandé de
n’entrer en matière sur aucun des deux objets (loi et crédit-cadre de 240 millions de
francs), invoquant des raisons financières et l’inutilité de se munir d’une base légale. La
proposition de la minorité a été balayée par 116 voix contre 20. Lors de l’examen de
détail, Schlüer a été particulièrement présent avec trois propositions de minorités.
Dans l’intervention consacrée à ses trois requêtes, il a combattu les dispositions
prévoyant l’exécution des tâches par des Organisations non-gouvernementales (ONG) et
la création d’une Commission consultative à disposition du Conseil fédéral. La
Direction du développement et de la coopération (DDC) disposait, selon lui, de
suffisamment d’experts confirmés. Il a estimé que l’implication de tous ces acteurs
(Confédération, administration, experts, ONG) et la création de nouveaux canaux de
financement en découlant, n’étaient pas souhaitables. Il n’a été suivi sur aucune de ses
revendications. Une proposition du député genevois Christian Grobet (Alliance de
Gauche), prévoyant un soutien financier de la Confédération en faveur d’institutions
actives dans les domaines du droit international humanitaire et des droits de l’homme,
a été nettement rejetée (116 voix contre 7). Elle n’a même pas obtenu le soutien du
groupe socialiste qui estimait que les montants à disposition ne permettaient pas
d’élargir le cercle des bénéficiaires. Au vote sur l’ensemble, le texte a été adopté par
107 voix (dont 6 udc) contre 24 (23 udc et 1 ds). Concernant le crédit-cadre, l’entrée en
matière s’est faite sans débat, celui-ci ayant été mené lors de l’examen de la loi. La
proposition de non entrée en matière de la minorité Schlüer (udc, ZH) a été rejetée par
111 voix contre 24 (23 udc, 1 ds). Un certain nombre de propositions, d’augmentation
des moyens pour la gauche et de diminution pour la droite, de modifications des
montants ont été écartées par les députés. Ils ont ensuite débattu de l’ouverture d’un
crédit-cadre pour des mesures relatives à la promotion civile de la paix au DDPS. Une
proposition de non entrée en matière du démocrate du centre Ulrich Schlüer (ZH) a été
rejetée par 122 voix contre 13. L’argument du Zurichois concernant la nécessité de fixer
des priorités au niveau des dépenses du DDPS, avant d’accorder d’éventuels crédits
pour des activités secondaires, n’a pas convaincu. Au vote sur l’ensemble, une large
majorité des parlementaires a soutenu le projet (122 voix favorables contre 10). Les
seuls opposants appartenaient au groupe UDC, auquel il convient d’ajouter le
démocrate suisse Bernhard Hess (BE). 9

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 20.03.2003
ROMAIN CLIVAZ
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Armée

Activités internationales

Dans le cadre de cette question, le Conseil national a adopté, sur avis favorable du
Conseil fédéral, une motion Hess (sd, BE), qui demandait au gouvernement de
présenter des bases légales claires qui régissent l’utilisation de drones. La motion
demandait au Conseil fédéral de garantir en outre que seules les autorités civiles aient
accès aux données récoltées lors des utilisations de nature civile, ainsi que la
séparation des pouvoirs entre la police et l’armée. 10

MOTION
DATE: 20.12.2006
ELIE BURGOS

Le Conseil des Etats a adopté à son tour une motion du conseiller national Bernhard
Hess (ds, BE), qui demandait au Conseil fédéral de présenter des bases légales claires
qui régissent l’utilisation de drones. Le député exigeait en outre du gouvernement qu’il
garantisse que seules les autorités civiles aient accès aux données récoltées lors des
utilisations de nature civile, de même que la séparation des pouvoirs entre la police et
l’armée. 11

MOTION
DATE: 08.03.2007
ELIE BURGOS

Organisation militaire

Malgré l’absence de soutien des partis gouvernementaux, les signatures pour les
référendums (armée et protection civile) ont été déposées lors de la deuxième moitié
du mois de janvier. Le camp des opposants conservateurs s’est amenuisé au fil de la
campagne et la gauche s’est en grande partie désintéressée de l’objet. Cette dernière
s’est concentrée sur les thèmes à teneur plus sociale au menu de la votation de mai. Le
camp conservateur s’est trouvé diminué par les divisions internes de l’UDC. Ce parti a
finalement accepté le projet en assemblée, principalement grâce à l’engagement de son
conseiller fédéral Samuel Schmid, en charge du dossier. De nombreuses sections
cantonales ont toutefois rejeté Armée XXI. Quant à l’ASIN, d’ordinaire prompte à
combattre tout projet de réforme de la défense nationale ou marquant une volonté
d’ouverture du pays, son comité a décidé de ne pas donner de mot d’ordre et de ne pas
soutenir financièrement les opposants. Le manque de moyens du principal comité
opposé à la réforme (Bürgerkomitee für eine unabhängige und leistungsfähige
Milizarmee in einer neutralen und sicheren Schweiz), dirigé par l’ancien divisionnaire
Hans Wächter, et la difficulté de coordonner l’action des nombreux groupes le
composant ont été soulignés par de nombreux commentateurs. Début avril, un «
Comité fédéral pour une Suisse souveraine, neutre et démocratique », regroupement
d’organisations proches des milieux conservateurs, a condamné une dérive politique
vers l’OTAN et la création de dépendances techniques et organisationnelles par rapport
à l’étranger. De plus, la capacité de la nouvelle armée à défendre l’intégralité du
territoire a été mise en question. En fin de campagne de votation, durant la dernière
semaine d’avril, un comité de parlementaires, présidé par le conseiller national
Thurgovien Alexander Baumann (udc) et composé d’une dizaine de députés, est venu
renforcer le camp de l’opposition. Ils ont rappelé le danger que représentait le projet
pour la milice, ainsi que le risque d’aboutir à une armée à deux classes. Ils ont en outre
prétendu que les coûts allaient exploser et qu’à terme c’était l’entrée dans l’OTAN qui
était visée par le DDPS. Les rangs de l’opposition parlementaire étaient nettement plus
réduits que lors du vote au plénum. Sur les 18 UDC qui avaient refusé le projet au
parlement, ils n’étaient plus que huit dans ce comité. On y trouvait la frange la plus
conservatrice du parti représentée par le Zurichois Ulrich Schlüer, accompagné du
président de l’ASIN Hans Fehr, de Toni Bortoluzzi (ZH) ou encore de Christoph Mörgeli
(ZH). L’unique député des Démocrates suisses, le bernois Bernhard Hess, ainsi que le
représentant de l’Union démocratique fédérale, le bernois Christian Waber, s’étaient
associés à cette démarche. De nombreux poids lourds de l’UDC, tels le président du
parti Ueli Maurer ou Christoph Blocher, malgré leur opposition aux changements
législatifs, ne figuraient pas dans ce comité, de même qu’aucun romand. Il convient de
préciser que la gauche, au sein de laquelle se trouvaient certains opposants, avait
d’emblée refusé d’être associée à un tel comité parlementaire.
Le conseiller fédéral Samuel Schmid, ainsi que des représentants des gouvernements
cantonaux, ont lancé la campagne à l’occasion d’une conférence de presse organisée à
la mi-février. Ils ont rappelé qu’Armée XXI était le meilleur compromis pour avoir une
défense nationale moins chère, moderne, plus souple et répondant aux menaces de
son temps. Ils ont également rappelé que la coopération internationale ne remettait pas
en cause la neutralité. Ils ont souligné que la formation serait améliorée, avec des cours

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 18.05.2003
ROMAIN CLIVAZ
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de répétition à un rythme annuel. De plus, l’abaissement de l’âge de libération,
combiné au raccourcissement de la formation des cadres, devraient faciliter le
recrutement de volontaires pour un service d’avancement. Le chef du DDPS a
également défendu la réorganisation de la protection civile et estimé que la meilleure
coopération entre les institutions chargées de la sécurité (polices, pompiers, services
sanitaires, protection civile) justifiait le soutien aux modifications légales. Le conseiller
d’Etat valaisan Jean-René Fournier (pdc), président de la Conférence des directeurs
cantonaux des affaires militaires, a fait part de l’appui des 26 cantons aux deux projets
de réformes, estimant qu’ils prenaient en compte la limitation croissante des
ressources financières et les structures fédéralistes de la Suisse.
Un comité favorable aux réformes, intitulé « 2 x oui pour l’Armée XXI et pour la
protection de la population » et fort de 116 parlementaires bourgeois, s’est présenté
aux médias à la fin du mois de février. Outre les arguments de l’efficacité et de la
modernité, les avantages de la réduction des jours de service pour les vies familiales et
professionnelles ont été mis en exergue. La capacité de cette nouvelle structure à faire
face aux nouvelles menaces (terrorisme, extrémisme) a également été invoquée. Les
délégués du parti socialiste ont recommandé de voter blanc à la réforme Armée XXI.
Trois sections cantonales ont cependant accepté Armée XXI (Fribourg, Neuchâtel,
Thurgovie). L’Assemblée des délégués de l’UDC s’est laissée convaincre par son
conseiller fédéral Samuel Schmid, même si elle n’a accepté la réforme de l’armée que
de justesse (165 voix contre 161). Douze sections cantonales et les Jeunes UDC se sont
en outre opposés à la réforme de l’armée. Le PRD et le PDC ont recommandé
l’approbation des projets. Au sein du parti écologiste, les délégués se sont montrés plus
réceptifs aux changements proposés, alors que le groupe parlementaire avait
nettement refusé le texte (8 non et une abstention), et ont recommandé de voter blanc.
La composition du comité référendaire, principalement des personnalités
conservatrices et des officiers à la retraite, a poussé les écologistes à ne pas rejoindre
le camp des opposants. Concernant la loi sur la protection de la population, les prises
de position des partis et associations ont peu varié par rapport à celles sur Armée XXI. 
Les deux réformes ont été largement soutenues par la population et par l’unanimité des
cantons. Celle de l’armée a été acceptée par 76% des votants. Celle de la protection de
la population l’a été encore plus largement avec 80% d’approbation. Cette dernière n’a
été que marginalement présente dans le débat. Bien que la majorité des cantons n’était
pas requise, le résultat illustre le large soutien populaire aux réformes, même dans les
cantons considérés comme plus conservateurs. Les cantons de Berne, Fribourg, Vaud
et Neuchâtel ont été les plus enthousiastes et ont accepté Armée XXI à plus de 80%
alors qu’Uri (63% de oui), Schaffhouse (62%) et Schwyz (60%) ont été les plus
sceptiques. La plus forte résistance constatée dans les cantons périphériques peut
s’expliquer par les conséquences de la réorganisation de l’armée. La fusion de places
d’armes, la centralisation des arsenaux ou l’affaiblissement de l’ancrage territorial des
troupes étaient de nature à les rendre méfiants. L’ancien divisionnaire Hans Wächter,
responsable du principal comité d’opposants, a estimé que c’était la fin de la Suisse «
telle que nous la connaissons ». Le conseiller national UDC thurgovien Alexander
Baumann, chef de fil du comité parlementaire défavorable aux réformes, a fustigé la
propagande d’Etat, à hauteur de plusieurs millions de francs, menée par le DDPS. Ce
dernier a répliqué que l’information aux soldats aurait également été faite sans
référendum. De nombreux commentateurs ont souligné l’importance de l’engagement
de Samuel Schmid dans la campagne. Par la sobriété de ses interventions et sa capacité
à convaincre les régions périphériques qu’elles ne seraient pas les grandes perdantes
de ces changements, le ministre de tutelle est parvenu à neutraliser bon nombre
d’oppositions. 

Modification de la loi sur l’armée et l’administration militaire. Votation du 18 mai
2003.

Participation: 50% 
Oui: 1 718 452 (76,0%) 
Non: 541 577 (24,0%) 

Mots d'ordre: 
– Oui: PDC, PRD, UDC (12*), PCS, PEV, PL; Economiesuisse, USP, UCAPS, USAM, USS. 
– Non: DS, PSL, UDF, PdT. 
– Blanc: PS (3*), PE. 
– Liberté de vote: Lega. 
– Pas de mot d’ordre: CSC. 
* Recommandations différentes des partis cantonaux.
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L'analyse VOX a montré que même les sympathisants de l’UDC ont majoritairement
soutenu les réformes et accepté celle de l’armée à 64% et de la protection de la
population (71%). Les sympathisants des autres partis gouvernementaux l’on fait encore
plus nettement : 77% d’approbation d’Armée XXI par les socialistes (81% pour la
protection de la population) contre 87% par les radicaux (88%) et 91% par les
démocrates-chrétiens (93%). Au niveau des caractéristiques sociales et politiques
ayant joué un rôle dans l’orientation du vote, le clivage entre défenseurs de valeurs
modernistes ou traditionalistes s’est révélé significatif. Les citoyens estimant défendre
une Suisse moderne ont accepté Armée XXI à 83% (86% pour la protection de la
population) alors que ceux se réclamant d’une Helvétie gardienne des traditions ne
l’ont fait qu’à 63% (68%). Le critère de la confiance dans le gouvernement semble
également avoir eu un impact sur le niveau de soutien aux projets. Contrairement aux
scrutins précédents sur l’armée, la ligne de conflit entre ses opposants et ses partisans
ne semble pas avoir joué de rôle, les niveaux de soutien des deux camps étant très
proches. Les commentateurs ont estimé que la nature des objets permettait de
comprendre le peu de différences. La question ne concernait ainsi pas l’existence de
l’institution mais uniquement le maintien d’une structure, l’Armée 95, jugée dépassée
par les deux camps. 12

Economie

Agriculture

Détention d'animaux, expérimentation animale et protection des animaux

Le Conseil national a adopté, lors de la session de décembre, une motion du député
bernois Bernhard Hess (ds), qui demandait au Conseil fédéral de veiller à ce que la
Suisse fasse dorénavant en sorte que la protection de l’environnement, des animaux et
de la santé des consommateurs soit prise en compte lors des négociations
commerciales. Pour des raisons dues à la protection des animaux, le gouvernement
était également invité à faire en sorte que les négociations en cours avec l’UE abordent
les questions de l’interdiction des transports d’animaux. 13

MOTION
DATE: 20.12.2006
ELIE BURGOS

A l’instar du Conseil national fin 2006, le Conseil des Etats a adopté une motion du
député bernois Bernhard Hess (ds), qui demandait au Conseil fédéral de veiller à ce que
la Suisse fasse dorénavant en sorte que la protection de l’environnement, des animaux
et de la santé des consommateurs soit prise en compte lors des négociations
commerciales menées par la Confédération. 14

MOTION
DATE: 05.12.2007
ELIE BURGOS

Infrastructure et environnement

Transports et communications

Chemin de fer

Devant le flot d’incivilités, de resquille et de violence dont ils étaient les victimes , les
CFF ont décidé de réagir par plusieurs mesures. La première est un durcissement face
à la resquille via une augmentation des surtaxes. Dès décembre 2004, les voyageurs
pincés sans titre de transport valable ne pourront plus payer leur amende de manière
anonyme. Ils seront fichés dans une banque de données et devront s’acquitter d’une
amende plus salée. La protection des données sera garantie, car les informations
enregistrées seront effacées tous les deux ans. Outre une amende plus salée, les
récidivistes risquent encore une dénonciation pénale pour obtention frauduleuse
d’une prestation, passible d’une peine de prison ou d’une amende. Tout en durcissant
les sanctions contre la resquille, les CFF ont mis en place l’initiative dénommée
« actions grands frères ». Celle-ci a vu des médiateurs sillonner les lignes régionales
pour sensibiliser les jeunes. Les tronçons posant le plus de problèmes sont ceux de
Suisse romande, comme Fribourg-Yverdon et Lausanne-Nyon. La deuxième mesure des
CFF est une intensification accrue de la présence de la police ferroviaire, mais aussi
des polices cantonales. D’ici 2005, deux fois plus de patrouilles assureront la sécurité
dans les trains et les gares. La filiale des CFF Securitrans engagera d’ici là une centaine

MOTION
DATE: 29.12.2003
PHILIPPE BERCLAZ
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de nouveaux agents, portant leur nombre à 250. Le renforcement de la police
ferroviaire permettra une stratégie d’intervention et de prévention plus flexible et
mieux ciblée selon les besoins et les périodes de la journée. Dernière mesure, les
caméras de surveillance dans les trains et les gares seront généralisées. Basé sur le
bilan positif de l’essai pilote du printemps sur la ligne Lausanne-Genève (80% d’actes
de vandalisme en moins), 225 véhicules ont été équipés. Le Conseil fédéral a donné ce
droit aux CFF au moyen d’une ordonnance qui entrera en vigueur le 1er janvier 2004.
(Conformément à la loi sur la protection des données, les CFF sont considérés comme
un organisme fédéral. C’est pourquoi une ordonnance est nécessaire comme base
juridique afin de surveiller les trains et les installations ferroviaires des CFF. Les
chemins de fer privé, en revanche, ne sont pas considérés comme des organismes
fédéraux et peuvent donc réaliser les mesures adéquates sans ordonnance fédérale.) La
vidéosurveillance sera clairement signalée, et les enregistrements devront être
supprimés dans les 24 heures, pour autant qu’ils ne servent pas à la constitution de
preuves. Les parlementaires se sont également emparés du problème de la violence.
Après avoir été acceptée par le Conseil fédéral, le Conseil national et le Conseil des
Etats ont transmis une motion contre la violence dans les transports publics de
Bernhard Hess (ds, BE). Celle-ci demandait que le Conseil fédéral soit chargé de réviser
le Code pénal, afin que les agressions sur le personnel des transports publics soient
poursuivies d'office. 15

Aménagement du territoire et logement

Droit foncier

Das Parlament verabschiedete eine Änderung des Bundesgesetzes über den Erwerb von
Grundstücken durch Personen im Ausland (Lex Koller). Ausgangspunkt der Revision
bildete ein im Nationalrat angenommenes Postulat Theiler (fdp, LU), wonach der Erwerb
von Aktien an Immobiliengesellschaften gleich behandelt werden soll wie der Erwerb
von Anteilen an Immobilienanlagefonds. Nachdem sich Bundesrat Blocher im Ständerat
für die Vorlage ausgesprochen hatte, weil sich die Aufhebung des Gesetzes, welche die
FDP mit einer Motion verlangt, verzögern könne, zog der Freisinnige Hans Hess (OW)
seinen Nichteintretensantrag zurück. Der Rat hiess den Entwurf mit einer kleinen
technischen Korrektur gut. Im Nationalrat hatte ein Nichteintretensantrag von Bernhard
Hess (sd, BE) keine Chancen; der Rat schloss sich den Beschlüssen des Ständerates an.
Das Gesetz passierte die Schlussabstimmung mit 42:0 (Ständerat) resp. 131:5 Stimmen
bei 46 Enthaltungen von Seiten der Grünen und der Mehrheit der SP, die
raumplanerische Bedenken geäussert hatten (Nationalrat). In der Wintersession schrieb
die grosse Kammer den Vorstoss der FDP, welche die Aufhebung der Lex Koller verlangt
hatte (02.3677), ab. 16

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 08.10.2004
MAGDALENA BERNATH

Politique sociale

Groupes sociaux

Politique d'asile

Im Nationalrat verlangte Hess (sd, BE) mit einer Motion, es sei eine Änderung des
Asylgesetzes in dem Sinne vorzunehmen, dass jegliche Entwicklungshilfe an Staaten
einzustellen ist, die sich bei der Rückführung ihrer Bürgerinnen und Bürger, die in der
Schweiz erfolglos ein Asylverfahren durchlaufen haben, nicht oder kaum kooperativ
verhalten. Die Motion wurde vorerst von links-grüner Seite bekämpft, dann mit
Stichentscheid des Ratspräsidenten als Postulat überwiesen. Ebenfalls in Postulatsform
wurde eine ähnlich lautende Motion von Lalive d’Epiney (fdp, SZ) angenommen. Auf
Antrag des Bundesrates, der erklärte, die anvisierten Organisationen seien dafür gar
nicht zuständig, wurde hingegen eine Motion Schlüer (svp, ZH) abgelehnt, die forderte,
abgewiesene Asylbewerber und illegale Einwanderer aus „kulturfremden Ländern“ seien
nicht mehr in der Schweiz, sondern in von anerkannten internationalen Organisationen
(wie UNHCR, IKRK u. a.) betreuten Flüchtlingslagern in der Region ihrer Herkunft zu
beherbergen. 17

MOTION
DATE: 21.03.2003
MARIANNE BENTELI
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Ebenfalls in seiner Sondersession im Mai trat der Nationalrat nach längerer Debatte mit
147 zu 28 Stimmen und gegen einen Antrag Bühlmann (gp, LU), der die Unterstützung
von welschen SP-Parlamentarierinnen fand, auf die Teilrevision des Asylgesetzes ein.
Zwei Rückweisungsanträge Zisyadis (pda, VD) und Hess (sd, BE) wurden mit einem noch
klareren Stimmenverhältnis verworfen. Die Hauptpfeiler der Vorlage bilden die
Bestimmungen über die Drittstaatenregelung, das Asylverfahren und die
Beschwerdemöglichkeit an den Empfangsstellen und Flughäfen, die neuen
Finanzierungsmodelle im Asylbereich sowie Änderungen im Gesundheits- und AHV/IV-
Bereich. FDP und CVP sprachen sich für die Vorlage aus, der SVP gingen die
Verschärfungen zu wenig weit, und die SP machte deutlich, dass sie nur auf den Entwurf
eintrete, weil damit die gängige Praxis der humanitären Aufnahme durch das Gesetz
legalisiert werden soll, dass sie sich in der Detailberatung aber für die Erhaltung der
humanitären Tradition einsetzen werde, welche gewissen Einzelbestimmungen der
Vorlage widerspreche. Bundesrat Blocher verteidigte den Entwurf, obwohl er seiner
Meinung nach keine effiziente Bekämpfung des Missbrauchs ermögliche. Deshalb
kündigte er bereits eine Revision dieses Gesetzes zuhanden der Beratungen im
Ständerat an.
Der Nationalrat sprach sich mit 103 zu 66 Stimmen gegen den geschlossenen
Widerstand des rot-grünen Lagers für die Drittstaatenregelung aus, welche vorsieht,
dass die Schweiz nicht mehr auf Asylgesuche von Personen eintritt, die sich vor der
Einreichung ihres Gesuchs in einem als sicher geltenden Drittland aufgehalten haben.
Voraussetzung für die Anwendung dieser Regelung ist die Bereitschaft des Drittstaates,
die asylsuchende Person zurückzunehmen. Das Gesuch wird jedoch auch weiterhin in
der Schweiz behandelt, wenn die Person über nahe Angehörige in der Schweiz verfügt
oder ihre Flüchtlingseigenschaft offensichtlich ist. Ebenfalls gegen den Willen der
Ratslinken wurde mit 118 zu 58 Stimmen beschlossen, die im Rahmen des
Entlastungsprogramms des Bundes eingeführten Neuerungen im Gesetz beizubehalten.
Die Schweiz wird demzufolge nicht mehr auf Asylgesuche eintreten, wenn Asylsuchende
in einem Land der EU oder des EWR einen ablehnenden Asylentscheid erhalten haben.
Des Weiteren sprach sich der Nationalrat für die Erfassung der biometrischen Daten
der Asylbewerber aus.
Mit 114 zu 67 Stimmen lehnte es der Rat hingegen ab, dem Bund die Befugnis zu
erteilen, Kollektivunterkünfte für renitente Asylsuchende zu schaffen und die
Bewegungsfreiheit der betreffenden Personen einzuschränken. Ebenfalls im Verhältnis
zwei zu eins stimmte er dem neuen Konzept der humanitären Aufnahme zu und folgte
somit weder der SVP-Fraktion, die eine Verschärfung der Aufnahmebedingungen wollte,
noch der Linken, die eine weitergehende Lockerung anstrebte. Gemäss dem von der
grossen Kammer verabschiedeten Text soll die humanitäre Aufnahme nur dann gewährt
werden, wenn die Wegweisung nicht zulässig oder unzumutbar ist oder sich die
betreffende Person in einer schwerwiegenden persönlichen Notlage befindet. Mit der
humanitären Aufnahme würde das Recht auf Familiennachzug unter bestimmten
Bedingungen (angemessene Wohnung, kein Bezug von Sozialhilfe) gewährt und der
Zugang zum Arbeitsmarkt erleichtert.
Ferner beschloss der Nationalrat mit 74 zu 80 Stimmen, dass der Bundesrat die
Entwicklungshilfe an Staaten, die bei der Rückführung ihrer abgewiesenen
Staatsangehörigen nicht kooperieren, kürzen oder streichen kann. Ausserdem sollen
Asylsuchende auch künftig während der ersten drei bis sechs Monate nach dem
Einreichen eines Asylgesuchs keine Erwerbstätigkeit ausüben dürfen. Als Erwerbstätige
müssen sie dann bis zu 10% ihres Erwerbseinkommens für die Rückerstattung der
verursachten Kosten zahlen. Diese Sonderabgabe wurde mit 91 zu 56 Stimmen
beschlossen. Um die kantonalen Behörden zu einer Beschleunigung der Asylverfahren
anzuhalten, stimmte der Rat einem System der Pauschalabgeltung der Kantone durch
den Bund zu, dies gegen den Willen des rot-grünen Lagers, welches die effektiven und
nicht die voraussichtlichen Kosten hätte berücksichtigen wollen. In der Absicht der
Verfahrensbeschleunigung folgte der Nationalrat dem Antrag der Mehrheit seiner
Kommission und beschränkte die Zahl der über eine Beschwerde entscheidenden
Richter der Asylrekurskommission (ARK) auf eine statt bisher drei Personen. Mit 110 zu
69 Stimmen ermächtigte die grosse Kammer die Schweizer Behörden, bereits nach
einem erstinstanzlich negativen Entscheid mit dem Heimatstaat der asylsuchenden
Person Kontakt aufzunehmen.
In der Gesamtabstimmung nahm die grosse Kammer die Revision des Asylgesetzes mit
98 zu 49 Stimmen bei 30 Enthaltungen an. CVP und FDP votierten ausnahmslos dafür,
die Grünen ebenso geschlossen dagegen. Zwei Drittel der SP-Fraktion stimmte zu, ein
Drittel lehnte ab. Die SVP sprach sich mehrheitlich dagegen aus; von ihr kamen auch die
meisten Enthaltungen. Die Änderung des KVG, mit welcher Asylsuchende vom
massgebenden Versichertenbestand für den Risikoausgleich ausgenommen werden,
wurde oppositionslos angenommen; weitere Änderungen im Asylgesetz zum

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 03.05.2004
MARIANNE BENTELI
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Gesundheitsbereich sehen vor, dass die Wahl der Versicherer und der
Leistungserbringer bei Asylsuchenden, welche Sozialhilfe erhalten, eingeschränkt
werden kann. Die Änderung des AHVG, wonach im Fall von nicht erwerbstätigen
Asylsuchenden der Beitragsbezug sistiert wird, bis die Anwesenheit der betreffenden
Person in der Schweiz geregelt ist, worauf dann Beiträge innerhalb der Grenzen der
Verjährung rückwirkend erhoben werden, wurde ebenfalls einstimmig gutgeheissen. 18

Enseignement, culture et médias

Culture, langues, églises

Eglises et questions religieuses

In der Fragestunde der Wintersession nahm der Bundesrat zur Frage von
Weihnachtsfeiern an Schulen Stellung. Nationalrat Hess (sd, BE) hatte dazu Auskunft
verlangt. Er wollte wissen, ob es dem Bundesrat ein Anliegen sei, Weihnachten in der
Schule als Teil des abendländischen Brauchtums zu pflegen. Im Namen der
Landesregierung vertrat Bundesrat Couchepin die Ansicht, die Schulen sollten
Weihnachten feiern können; wer in der Schweiz geboren werde, solle die christliche
Kultur kennen lernen. Sukkurs erhielt der Bundesrat gleichentags von islamischen
Organisationen in der Schweiz, die dazu aufriefen, christliche und besonders
weihnachtliche Traditionen nicht aus den Schulzimmern zu verbannen. Ein solches
Ansinnen sei unangemessen und diene dem religiösen Frieden nicht. Der
Zentralpräsident des Dachverbandes Schweizer Lehrerinnen und Lehrer (LCH)
relativierte das Problem und sagte, die meisten schulischen Anlässe seien ohnehin
Jahresabschlussfeiern ohne religiösen Charakter. Handle es sich aber um Feiern mit
christlichem Charakter, sei es richtig, Dispensationsgesuche von Schülerinnen und
Schülern anderer Glaubensrichtungen zu bewilligen. 19

INTERPELLATION / QUESTION
DATE: 18.12.2006
MARIANNE BENTELI

Langues

Eine Motion Hess (sd, BE) zum Schutz der Landessprachen vor englischen
Fremdwörtern hatte hingegen keine Chancen im Nationalrat. Bundesrätin Dreifuss
versprach dem Motionär, dass sich die Landesregierung insbesondere in ihren
Publikationen und den Direktiven an die verschiedenen Bundesämter dafür einsetzen
werde, dass so weit als möglich nur Landessprachen verwendet werden. Sie verwahrte
sich aber gegen eine zentralistische Lösung, welche die Kantonshoheit in diesem
Bereich verletzen würde. Auf ihren Antrag wurde die Motion mit 95 zu 6 Stimmen
abgelehnt. 20

MOTION
DATE: 13.06.2000
MARIANNE BENTELI

Partis, associations et groupes d'intérêt

Partis

Partis conservateur et de droite

Im Kanton Solothurn gründete sich nach ihrer Auflösung 1996 wieder eine Sektion der
SD. Zum Präsidenten wurde Patrick Müller gewählt. Müller betonte die Unterschiede der
SD zur SVP, welche vor allem in der Umwelt- und der Sozialpolitik bestehen würden.
Eine Zusammenarbeit mit der SVP sei nur in einzelnen Fragen denkbar. Zentralpräsident
Hess (BE) strebte auch im Tessin die Neugründung einer Sektion der SD an. 21

CHRONIQUE DES PARTIS
DATE: 15.03.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Der Zentralvorstand der SD hatte im Dezember 2006 den Präsidenten der SD Zug,
Richard Fluehmann, wegen verunglimpfender Äusserungen gegenüber
Parteimitgliedern ausgeschlossen. Die Zuger SD-Sektion bestätigte Fluehmann jedoch
im Januar in seinem Amt. Sie forderte zudem den Rücktritt von Parteipräsident und
Nationalrat Bernhard Hess (BE) und beschloss, sich zukünftig als „national-konservative
Partei“ zu bezeichnen. Vor den Landratswahlen in Baselland im April verteilte
Fluehmann Flyer, die den dortigen SD-Kandidaten Rudolf Keller in die Nähe von Adolf
Hitler rückten. Die von der Zuger Sektion boykottierte Delegiertenversammlung der SD
bestätigte den Ausschluss von Fluehmann einstimmig und beschloss, dass die Zuger
Sektion wieder in die Sektion Innerschweiz eingegliedert werden solle. Bernhard Hess
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wurde als Parteipräsident wiedergewählt. Zudem fassten die Schweizer Demokraten die
Nein-Parole zur 5. IV-Revision. 22

Im August trat der Vizepräsident der SD, Roman Wagner, von seinem Amt zurück. Die
Presse hatte Besuche von deutschen Neonazis bei Wagner aufgedeckt. Parteipräsident
Hess legte ihm daraufhin den Rücktritt nahe. Seine Kandidatur für den Nationalrat im
Kanton Aargau konnte Wagner allerdings nicht mehr zurückziehen. 23
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Gelöscht

Gelöscht

LÖSCHEN Der Nationalrat nahm in der Sommersession die Beratungen über die Ende
2001 vom Bundesrat vorgeschlagene Revision der Einbürgerungsbestimmungen auf
und setzte sie in der Herbstsession fort. Nichteintretensanträge von Maspoli (lega, TI)
und Hess (sd, BE) wurden mit 125:32 Stimmen abgelehnt. Eine von der SVP unterstützte
Kommissionsminderheit bekämpfte die vom Bundesrat im Hinblick auf eventuelle
Referenden und Volksabstimmungen vorgenommene Unterteilung der Reform in
einzelne Teilvorlagen. Sie beantragte die Rückweisung an den Bundesrat mit dem
Auftrag, anstelle der vorliegenden drei Gesetzesrevisionen (automatische Einbürgerung,
erleichterte und ordentliche Einbürgerung, Beschwerderecht) und zwei
Verfassungsrevisionen (erleichterte resp. automatische Einbürgerung) nur je eine
Vorlage auf Gesetzes- und Verfassungsebene vorzulegen. Auch dieser
Rückweisungsantrag wurde mit 122:36 Stimmen deutlich verworfen.
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